
Satzung und Ordnungen BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN
 Ortsverband Samtgemeinde Brome-Boldecker Land

§ 1 Name, Sitz und Tätigkeitsgebiet 

BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  OV  Samtgemeinde  Brome-Boldecker  Land  sind
Ortsverband der Bundespartei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, des Landesverbandes
BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  Niedersachsen  und  des  Kreisverbandes  BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN KV Gifhorn. Die Kurzbezeichnung lautet GRÜNE OV SG Brome-
Boldecker  Land. Sein  Tätigkeitsbereich  erstreckt  sich  auf  die  Samtgemeinde
Brome und auf die Samtgemeinde Boldecker Land. Er hat seinen Sitz in Brome.

§ 2 Mitgliedschaft
(1)  Mitglied  von  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  kann  werden, wer  im  Gebiet  der
Samtgemeinden  Brome  und  dem  Boldecker  Land  seinen  Wohnsitz  hat,
mindestens  14  Jahre  alt  ist,  keiner  anderen  im  Gebiet  der  Bundesrepublik
Deutschland tätigen Partei  angehört  und die  Grundsätze  und Programme der
Partei BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN anerkennt. Personen, die infolge Richterspruchs
die Wählbarkeit oder das Wahlrecht nicht besitzen, können nicht Mitglied werden.
Die deutsche Staatsangehörigkeit ist nicht Voraussetzung für die Mitgliedschaft.
Die Mitgliedschaft oder Mitarbeit in (neo-)faschistischen Organisationen ist mit
einer Mitgliedschaft im BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nicht vereinbar.

(2) Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand auf Antrag. Wird eine Aufnahme
abgelehnt,  hat  der  Vorstand  dies  schriftlich  gegenüber  der/dem  Bewerberin
mitzuteilen  und  der  nächsten  Mitgliederversammlung  mitzuteilen. Gegen  die
Ablehnung  eines  Aufnahmeantrages  kann  bei  der  Mitgliederversammlung
Einspruch  eingelegt  werden. Die  Mitgliederversammlung  entscheidet  mit  der
Mehrheit der gültigen Stimmen.
(3) Die Mitgliedschaft beginnt mit der Aufnahme durch das zuständige Gremium.
Sie  endet  durch  Austritt, Ausschluss  oder  Tod. Der  Austritt  ist  dem  Vorstand
schriftlich zu erklären.
Der Eintritt  in eine andere im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland tätigen
Partei  oder  Wählerinnenvereinigung  oder  die  Kandidatur  auf  einer
konkurrierenden Liste wird als Austritt gewertet.



(4) Über einen Ausschluss entscheidet das zuständige Schiedsgericht auf Antrag.
Ein  Mitglied  kann  nur  dann  aus  der  Partei  ausgeschlossen  werden, wenn  es
vorsätzlich gegen die Satzung oder erheblich gegen Grundsätze oder Ordnungen
der Partei  verstößt und ihr damit schweren Schaden zufügt. Antragsberechtigt
sind  alle  Mitglieder  und  Organe  des  Ortsverbandes.  Das  Nähere  regelt  die
Landesschiedsgerichtsordnung.
(5) Zahlt ein Mitglied länger als drei Monate nach vereinbarter Fälligkeit keinen
Beitrag, so  gilt  dies  nach  Ablauf  eines  Monats  nach  Zustellung  der  zweiten
Mahnung als Austritt. Auf diese Folge muss in der zweiten Mahnung hingewiesen
werden.
(6) Verlegt ein Mitglied seinen Wohnsitz außerhalb des Ortsverbandes, so wird die
Mitgliedschaft  auf  den  für  den  neuen  Wohnsitz  zuständigen  Gebietsverband
übertragen. Einer erneuten Aufnahme als Mitglied bedarf es hierbei nicht.

§ 3 Rechte und Pflichten der Mitglieder

(1) Jedes Mitglied hat das Recht:
1.  An  der  politischen  Willensbildung  von  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  in  der
üblichen  Weise,  z.B.Aussprachen,  Anträge,  Abstimmungen  und  Wahlen,
mitzuwirken. 
2. An überörtlichen Delegiertenversammlungen als Gast teilzunehmen.
3.  Im  Rahmen  der  Gesetze  und  der  Satzungen  an  der  Aufstellung  von
Kandidatinnen mitzuwirken, sobald es das wahlfähige Alter erreicht hat.
4. Sich selbst bei diesen Anlässen um eine Kandidatur zu bewerben.
5. Innerhalb von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das  aktive und passive Wahlrecht
auszuüben.
6. Jedes Mitglied hat das Recht, sich mit  anderen Mitgliedern in Fachgruppen
eigenständig zu organisieren. Die bildung solcher Gruppen dient der politischen
Meinungsbildung innerhalb der GRÜNEN. Sie sind nicht berechtigt, selbständig
öffentliche  Erklärungen  für  die  GRÜNEN  abzugeben.  Über  Gründung  und
Zielsetzung müssen die Mitglieder informiert werden.

2) Jedes Mitglied hat die Pflicht:
1. Die in den Programmen festgelegten Ziele zu vertreten.
2. Die satzungsgemäß gefassten Beschlüsse der Parteiorgane anzuerkennen.
3. Seinen Beitrag pünktlich zu entrichten.
(3)  Mandatsträgerinnen  von  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  0V SG  Brome  leisten
neben  ihren  satzungsgemäßen  Mitgliedsbeiträgen  Sonderbeiträge
(Mandatsträgerinnenbeiträge) an den Ortsverband. Die Höhe der Sonderbeiträge
wird in der Kassenordnung festgelegt.
§ 4 Organe des Ortsverbandes
Organe des Ortsverbandes sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand.



§ 5 Mitgliederversammlung (MV) [Hauptversammlung]

(1)  Die  Mitgliederversammlung  ist  das  höchste  beschlussfassende  Organ. Sie
findet mindestens einmal im Kalenderjahr statt. Sie wird vom Vorstand schriftlich
oder per E-Mail, unter Angabe der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens
sieben Tagen einberufen. Mit der Ladung ist die vorläufige Tagesordnung bekannt
zu geben. Mit schriftlicher Zustimmung des Mitglieds ist die Einladung auch per
E-Mail zulässig.
(2)  Die  Ladungsfrist  kann  aus  zwingenden,  mit  der  Einladung  bekannt  zu
gebenden Gründen verkürzt werden.
(3)  An  der  Mitgliederversammlung  können  Nichtmitglieder  teilnehmen.  Auf
Antrag können Nichtmitglieder von der Teilnehme ausgeschlossen werden.
(4) Die Mitgliederversammlung beschließt den Haushalt, die Satzung und die ihr
nachfolgenden  Ordnungen.  Sie  wählt  den  Vorstand,  mindestens  zwei
Rechnungsprüferinnen, und die Kandidatinnen für die Teilnahme an Wahlen in
geheimer Wahl.
(5) Vorstand und Kassenprüfer werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt,
soweit dem keine übergeordneten Bestimmungen entgegenstehen. Die Amtszeit
endet auch im Falle von Nachwahlen mit der Neuwahl.
(6) Die Mitgliederversammlung nimmt den Rechenschaftsbericht des Vorstandes
entgegen. Dessen finanzieller Teil ist durch die Rechnungsprüferinnen zu prüfen.
Das  Ergebnis  der  Prüfung  ist  der  Mitgliederversammlung  vor  der
Beschlussfassung  in  schriftlicher  Form  vorzulegen.  Danach  entscheidet  die
Mitgliederversammlung über die Entlastung des Vorstands.
(7)  Eine Mitgliederversammlung muss  vom Vorstand einberufen werden, wenn
dies 1/3 der Mitglieder oder ein Organ unter Angabe der zur Beratung stehenden
Gegenstände verlangen. Das Ersuchen ist schriftlich zu stellen.
(8) Satzungsänderungen sind mit der Einladung anzukündigen. Sie können nicht
auf  einer  Mitgliederversammlung  mit  verkürzter  Ladungsfrist  beschlossen
werden.
(9) Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen. Dieses ist von
mindestens einem Vorstandsmitglied zu unterzeichen.

§ 6 Vorstand
(1) Der Vorstand besteht aus zwei SprecherInnen und der/dem SchatzmeisterIn.
SprecherInnen und SchatzmeisterIn vertreten den Ortsverband im Sinne des § 26
Abs. 2  BGB. Der  Vorstand  kann  um  bis  zu  zwei  weitere  Mitglieder  erweitert
werden.
(2) Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln und der Vorstand insgesamt von der
Mitgliederversammlung abwählbar. Das Ersuchen ist schriftlich zu stellen und in
der Einladung zur Mitgliederversammlung aufzuführen.



(3)Nachwahlen zum Vorstand sind durchzuführen, wenn die Mindestzahl von drei
Mitgliedern unterschritten wird.
(4)  Aufgabe  des  Vorstandes  ist  es, die  Beschlüsse  der  Mitgliederversammlung
auszuführen, den Ortsverband nach innen und außen zu vertreten, und die Arbeit
des Ortsverbandes zu koordinieren.
(5)Die Ortsverbandsvorsitzenden vertreten in prozess-und verfahrensrechtlichen
Fragen den Ortsverband nach außen. 

§ 7 Beschlussfähigkeit, Beschlussfassung und Öffentlichkeit
(1)  Die Mitgliederversammlung ist  beschlussfähig, wenn mindestens  10% der
Mitglieder anwesend sind. Ist eine Mitgliederversammlung nicht beschlussfähig,
so ist eine innerhalb von 4 Wochen erneut einberufene Migliederversammlung in
denselben Tagesordnungspunkten 
Es ist eine Anwesenheitsliste zu führen. Alle Beschlüsse werden mit einfacher
Mehrheit gefasst, sofern keine andere Beschlussfassung vorgeschrieben ist.
(2)  Der  Vorstand  ist  beschlussfähig, wenn  mindestens  50%  seiner  Mitglieder
anwesend sind.

§ 8 Frauen und Männer

1. Wahllisten zur Kommunalwahl sind grundsätzlich alternierend mit Frauen und 

Männern zu besetzen, wobei den Frauen die ungeraden Plätze zur Verfügung 

stehen. Frauen können auch auf den

geraden Plätzen kandidieren. Reine Frauenlisten sind möglich. Sollte keine Frau 

für einen Frauen zustehenden Platz kandidieren bzw. gewählt werden, 

entscheidet die Wahlversammlung über das weitere Verfahren. 

2. Die auf Ortsebene zu besetzenden Gremien sind mindestens zur Hälfte mit 

Frauen zu besetzen. Sollte keine Frau für einen Frauen zustehenden Platz 

kandidieren bzw. gewählt werden, entscheidet die Mitgliederversammlung über 

das weitere Verfahren. 

 § 10 RechnungsprüferInnen

Die Mitgliederversammlung wählt zwei RechnungsprüferInnen. Die Amtszeit
beträgt 2 Jahre. RechnungsprüferInnen müssen Mitglied der Gliederung sein
und dürfen kein Vorstandsamt auf gleicher Ebene bekleiden.

§ 11 Beitrags- und Kassenordnung

Kreis- und Ortsverbände besitzen Finanz- und Personalautonomie.



Finanzangelegenheiten regelt die Beitrags- und Kassenordnung. Sie ist ein 
Anhang der Satzung (Mehrheitsbeschluss der OMV)

§ 12 Übergangs- und Schlussbestimmungen

1. Die Satzung tritt am Tage nach der beschließenden Mitgliederversammlung
in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige Satzung außer Kraft.

2. Soweit diese Satzung keine Bestimmungen enthält, ist die Satzung der 
übergeordneten Gliederungen sinngemäß anzuwenden. Dies bezieht sich 
insbesondere auf die Durchführungen von Urabstimmungen, die 
Schiedsordnung sowie die Beitrags- und Kassenordnung.

 Brome, den 15. Februar 2012

Finanz- und Kassenordnung (FO) Ortsverband Samtgemeinde Brome-Boldecker 
Land

§ 1 Rechenschaftsbericht

(1) Der Vorstand hat über die Herkunft und Verwendung der Mittel sowie über das

Vermögen zum Ende des Kalenderjahres in einem Rechenschaftsbericht 
wahrheitsgemäß und nach bestem Wissen und Gewissen öffentlich Rechenschaft 
zu geben. Er wird vom Vorstand unterzeichnet

(2) Um die fristgerechte Vorlage des Rechenschaftsberichtes sicher zu stellen, legt
der Ortsverband dem Kreisverband bis zum 12. Februar eines jeden Jahres und 
der Kreisverband dem Landesverband bis spätestens 31. März eines jeden Jahres 
Rechenschaft über das Vermögen, die Einnahmen und die Ausgaben nach den 
Bestimmungen des Parteiengesetzes ab.

(3). Der Ortsverband ist verpflichtet, der/dem Kreiskassiererin Rechenschaft über 
die Finanzen des Ortsverbandes zu geben.



§2 Haushalt

1) Das Rechnungswesen unterliegt den Grundsätzen der "Doppelten 
Buchführung". Finanzanordnungen (Einnahmen und Ausgaben) bedürfen der 
sachlichen und rechnerischen Kontrolle durch die/den SchatzmeisterIn. 
Haushaltsführung, Buchführung, Kassen- und Bankgeschäfte obliegen der/dem 
SchatzmeisterIn. Zeichnungsberechtigt ist der Vorstand.

(2)Die/der Schatzmeisterin ist in Finanzfragen allen Organen des Ortsverbandes 
jederzeit auskunftspflichtig.

§3 Beiträge

(1) Jedes Mitglied ist zur regelmäßigen Zahlung eines Mitgliedsbeitrages 
verpflichtet.

(2) Die Höhe des empfohlenen Mitgliedsbeitrages beträgt bundesweit ein Prozent
vom monatlichen Nettoeinkommen, mindestens 8,00 € /Monat Der 
Mindestbeitrag beträgt 3,00 € im Monat für Mitglieder, bei denen kein 
steuerpflichtiges Einkommen vorliegt.

(3) Der Vorstand ist berechtigt, auf Antrag für Mitglieder mit besonderen 
finanziellen Härten, Ausnahmen hiervon im Einvernehmen mit der/dem 
Antragstellerln zu vereinbaren (Sozialklausel).

(4) Mandatsträgerinnen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN leisten neben ihren 
satzungsgemäßen Mitgliedsbeiträgen Sonderbeiträge 
(Mandatsträgerinnenbeiträge) an den Ortsverband. Dabei soll ein Teil, der aus der 
Mandatstätigkeit resultierenden Aufwandsentschädigungen und Sitzungsgelder 
an BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN OV SG Brome-Boldecker Land gespendet werden.

Die Höhe der MandatsträgerInnenbeiträge von Amts- und MandatsträgerInnen 
beträgt mindestens ein Drittel der Sitzungsgelder.  Auf Zuschläge für Funktionen 
wie z.B. Fraktionsvorsitz oder Bürgermeister, wird analog ein Beitrag von 30% 
erhoben. Sofern nur Sitzungsgelder gezahlt werden, beträgt die Beitragshöhe 
mindestens 30% der erhaltenen Sitzungsgelder.



Für Amtsinhaber und Mandatierte, die die Mandatsbeiträge nicht steuerlich 
geltend machen können, können die Beiträge auf Antrag um die Hälfte reduziert 
werden, Kürzungen von staatlichen Transferleistungen aufgrund der Einnahmen 
aus dem Mandat können auf Antrag bei den Mandatsbeiträgen berücksichtigt 
werden. Ermäßigungen aus anderen Gründen sind nicht möglich.

Die Mandatsträger*nnenbeiträge werden jährlich an den OV gezahlt.

Der/die KassiererIn informiert im Rahmen des jährlichen Finanzberichtes über die
Einhaltung der Mandatsbeitragsregelung. Hierfür teilen die Mandatierten und 
entsandten Personen den SchatzmeisterInnen die tatsächlich gezahlten 
Sitzungsgelder mit.

Der Ortsverband ist berechtigt, Spenden unter Berücksichtigung des 
Parteiengesetzes anzunehmen. Spenden verbleiben bei dem entsprechenden 
Gebietsverband, sofern die /der Spender/in nichts anderes verfügt hat.

Zur Ausstellung von Spendenbescheinigungen ist nur das für das Finanzwesen 
verantwortliche Vorstandsmitglied des Kreisverbandes berechtigt. Für 
Spendenbescheinigungen dürfen nur die Vordrucke verwendet werden, die vom 
Landesverband freigegeben worden sind. Hiervon verbleibt dem ausstellenden 
Kreisverband eine Durchschrift, eine weitere Durchschrift ist an den 
Landesverband weiterzuleiten.

§ 5 Kostenerstattung

(1) Erstattungsfähig sind Kosten, die Mitgliedern entstehen bei der Wahrnehmung
von Ämtern oder Aufgaben, die sie von der Mitgliederversammlung erhalten 
haben (Vorstand, Delegierte, Beauftragte).

(2) Erstattet werden die nachgewiesenen Kosten bei Benutzung der 2. Klasse 
öffentlicher Verkehrsmittel, bzw. die nach den jeweiligen Steuerrichtlinien 
vorgesehenen Erstattungsbeiträge für Reisekosten.

Zur Unterstreichung der politischen Forderung nach massiver Einschränkung des 
motorisierten Individualverkehrs sollen die für private Kraftfahrzeuge geltend 



gemachten Kosten in voller Höhe an BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gespendet 
werden.

(3) Die Benutzung der BahnCard wird empfohlen. Die BahnCard kann auf Antrag 
bis zu 100% erstattet werden, wenn dies für die entsendende Gliederung von 
wirtschaftlichem Vorteil ist.

(4) Inlandsflüge sind von der Erstattung grundsätzlich ausgenommen.

(5) Die Erstattungsanträge können nur bei der entsendenden Gliederung 
eingereicht und erstattet werden. Dafür sollen die vom Landesverband 
vorgesehenen Reisekostenformulare verwendet werden, auf denen die jeweils 
gültigen Erstattungssätze vermerkt sind.

(6) Sachaufwendungen werden nur gegen Vorlage von Originalbelegen erstattet, 
die in ursächlichem Zusammenhang mit der anzurechnenden Tätigkeit stehen.

(7) Aufwendungen, die nicht durch diese Kostenerstattungsordnung erfasst sind, 
oder deren Einzelbelege abhanden gekommen sind, können nur im Wege einer 
Ausnahmeregelung durch einen Vorstandsbeschluss erstattet werden.

(8) Erstattungsanträge müssen quartalsmäßig gestellt werden. Sie müssen bis 
spätestens 31. Dezember des Jahres gestellt werden.

(9) Mit Rücksicht auf die politischen Beschlüsse und auf die Kassenlage werden 
die erstattungsberechtigten Personen gebeten, den erstattungsfähigen Betrag 
oder einen Teilbetrag der Partei als Spende zur Verfügung zu stellen.

§ 6 Rechnungsprüfung

(1) Eine Rechnungsprüfung hat im Vorfeld der Entlastung des Vorstandes zu 
erfolgen. Die Rechnungsprüferinnen sind auch unangemeldet jederzeit berechtigt,
die Kassenführung, die Belegeführung und die Haushaltsführung zu prüfen. Die 
Rechnungsprüferinnen entscheiden über Umfang und zu prüfende Sachverhalte.

(2) Ergeben sich aus der Prüfung Unstimmigkeiten, so hat der Vorstand in 
angemessener Frist die erforderliche Aufklärung beizubringen.

(3) Das Ergebnis der Rechnungsprüfung ist der Mitgliederversammlung in 
schriftlicher Form mitzuteilen.



(4) Die Rechnungsunterlagen, Bücher, Bilanzen und Rechenschaftsberichte 
müssen 10 Jahre aufbewahrt werden. Die Aufbewahrungsfrist beginnt mit Ablauf 
des Rechnungsjahres.

Beschlossen durch die Mitgliederversammlung am 15. Februar 2012


